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467 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (206 der Beila- I In der Debatte ergriffen außer dem Berichter­
gen): Bundesgesetz tiber die Haftung der 1

1 
statter die Abgeordneten Dr. van Ton gel, 

Organe der Gebietskörperschaften und An- Dr. K le i n e r, Dr. G u g gen b erg e r, Dok­
stalten des öffentlichen Rechts für Schäden, tor B rod a, Dr. Kr a n zIrn a y r, Dr. G r u­
die sie dem Rechtsträger in Vollziehung der be rund G rat z sowie der Aus.gchußobmann 
Gesetze unmittelbar zugefügt haben (Organ- das Wort. 

haftpflichtgesetz) Der Verfassungsaus'schuß hidt zu den einzel-

Der VerfasSlUIlJgsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 4 .. November 1966 zur Vorberatung 
der Regie,rungsvorlage einen zwölfgliedrigen 
Unterausschuß eingesetzt, dem von der 0ster­
reichisch,en Volkspartei die Abgeor,dneten 
G u g gen b erg er, Dr. Hau s e r, Doktor 
K r a n zirn a y r, K rem p 1, Dr. K u m m e r, 
S t 0 h s, von der Sozialistischen Partei öster­
reichs die Abgeordneten Dr. K lei ne r (Vor­
sitzender), lng. Sc h e i ben g r a f, S t r ö e r, 
T haI harn m e r, W eis z Roben und von der 
Freiheitlichen Partei 0~terreichs Abgeordneter 
Dr. van T 0 ng el angehörten. Der Unteraus­
schuß hat den. Gesetzentwurf in mehreren 
Sitzungen eingehend beraten und verschiedene 
Abänder,ungen vorgeschlag,en, worüber dem 
Verfassungsausschuß am 16. Mai 1967 berichtet 
wurde. 

Während die Programme des Artikels 23 
Abs. 1 und 2 B.-VG. über die Schadenshaftung 
der Gebietskörperschaften und der sonstigen 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts für ihre in Vollziehungder Gesetz;e han­
delnden Organe und deren Regreßpflicht bereits 
mit der Erlassungdes Amtshaftungsgesetzes, 
BGBL Nr. 20/1949, im wesentlichen verwirklicht 
wurden, steht derzeit noch immer eine Aus­
führung zu Artikel 23 Abs. 3 B.-VG. aus. 

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt sich dar­
um zum Ziel, in Anpassung an die Haftungs­
regeln des DicnSltnehmerhaftpflichtg.es,etzes die 
bundesgesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu 
Artikel 23 Abs. 3 B.-VG. zu schaffen. 

Der Verfassungsausschuß hat den Gesetzent­
wurf in seiner Sitzung am 16. Mai 1967 beraten. 

nen Bestimmungen des Gesetzentwurfes fol­
gende Feststellungen für geboten: 

Zu § 1 Abs.2: 

Unter Organen im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Gesetzentwurfes sind nicht Orga'ne der G e­
set z ge b u n gdes Bundes zu verstehen, so­
weit sie kraft ausdrücklicher verfassungsgesetz­
lich·er Normen an der Vollziehung des Bundes 
mit zuwirken haben (zum Beispiel Artikel 50, 
Artikel 54 und Artikel 55 Abs. 1 2. Halbsatz 
B.-VG.). Insofern muß der Begriff "Vollziehung" 
organisatorisch und nicht materiell verstanclen 
werden. 

Organ der Vollziehung im Sinne des § 1 
Abs. 2 ist dagegen auch der Präsi,dent des Natio­
nalrates, wenn er etwa kraft ausdrücklicher Ver­
fassungsvors~rift als Organ der Vollziehung 
tätig wird (vgI. zum Beispiel § 3 Abs. 4 des 
Bundesgesetzes vom 29. Feber 1956, BGBL 
Nr. 57, in der Fassung des Artikels II des Bun­
desgesetzes vom 15. Dezember 1961, BGBL 
Nr. 16/1962). 

Der Begriff der "Vollzi.ehung der Gesetze", 
der durch den Klammerausdruck (Ge'richtsbar­
keit oder Hoheitsverwaltung) erläutert wird, ist 
im gleichen Sinn verwendet, wie im Amtshaf­
tungsgesetz. Der Begriff der Vollziehung der. 
Gesetze erfaßt nämlich auch im Anwendungs­
bereich des Amtshaftungsgesetzes nur die Ge­
biete der Gerichtsbarkeit und der Hoheitsver­
waltung, und es entspricht daher in Einklang 
mit der Rechtsprechung der Höchstgerich:te, ins­
besondere des Obersten Gerichtshofes, nur dem 
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Erfordernis der Deutlid1keit, wenn das Gesetz' trägers, insbesondere des Bundes, eines Landes 
in dem geg,ebenenZusammenhang statt des. Be- einen Schadenersatzansprum unter Beoba,chtung 
griffes der "Verwaltung" jenen ,der "Hoheits- des Verfahrens des § 7 des Entwurfes geltend 
verwaltung" verwendet. Eine samlime Differen- zu mamen hat, wenn der Sd1adencrsatzansprum 
zierung gegenüber dem § 1 Abs. 2 des AHG. I des Rem.rsträgers gegenüber einem 0 b er s te n 
ist hiemit nimt verbunden. Organ der Vollziehung dieses Remtsträgers gel­

Zu § 2: 

Die im Gegensatz zur einsmlägigen Bestim­
mung des § 2 Abs. 2 des Amtshaftungsgesetzes 
im § 2 Abs. 1 der Vorlage enthaltene Wort­
wendung "ode.r durm eine Besmwerde an den 
Verfassungsgerimtshof" bedeutet nicht eine Ein­
smränkung, sondern nur eine Spezifikation des 
im § 1304 ABGB. verankerten Grundsatzes der 
Rettungspflicht. Der Hinweis auf die Möglim­
keit einer Anrufung des Verfassungsgerichr>­
hofes stellt daher nichts anderes als eine Be­
kräftigung des schon im bürgerlichen Recht ver­
ankerten Gebotes dar, alles dem Gefährdeten 
red1tlim wie tatsä<:hlim zu Gebote Stehende zu 
unternehmen, um emendrohenden Smadens.ein­
tritt abzuwehren. 

Zu § 7: 

AnläßLimder Aussdmßberatung wurde die 
Frage aufgeworfen, welm,es Organ eines Remts-

Dr. Hauser 
Berid:tterstatter 

tend gemamt werden soll. 

Der Ausschuß neigte der Auffassung zu, daß 
in der Regel die Mittel der politismen Kon­
trolle, insbesondere die .der politismen Verant­
wortlimkeit, hinreid1en werden, um ein oberstes 
Ol'gan der Vollziehung zur Schadensvergütung 
zu veranlassen. 

Aud1 Artikel 73 der Bundesverfassung wurde 
im Fall einer Interessenkollision Lösungsmög­
limkeiten gestatten. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf in. der beige druckten Fassung mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der Verfassungsaussmuß stellt somit den A n­
trag, der Nationalrat wolle dema11 g e­
s chI 0 s s e 11: enG e set zen t w ur f die ver­
fassungsmäßige Zus·timmung erteilen. 

Wien, am 16. Mai 1967 

Probst 
Obmann 

). 
Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 

über die Haftung der Organe der Gebiets­
körperschaften und der sonstigen Körper­
schaften und Anstalten des öffentlichen 
R.echts für Schäden, die sie dem Rechtsträger 
in Vollziehung der Gesetze unmittelbar zu-

gefügt haben (Organhaftpflichtgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

1. ABSCHNITT 

Haftpflicht 

Abs. 3 des Bundes-Verfassungsgesetze.s in der 
Fassung von 1929). Der Smaden ist nur in Geld 
zu ersetzen·. 

(2) Organe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
alle physis1chen Personen, wenn sie in Vollzie­
hung der Gesetze (Gerimtsbarkeit Ü1der Hoheits­
verwaltung) handeln, gleichviel, ob sie dauernd 
oder vorübergehend oder für den einzelnl"n 
Fall bestellt 'sind, ob sie gewählte, ernannte oder 
sonstwie bestellte Organe sind und ob ihr Ver­
hältnis zum Rechtsträger nam öffentlimem oder 
nam privatem Remt zu beurteilen' iSit. 

§ 1. (1) Personen, die als Organe des Bundes, 
eines Landes, eines Bezirkes, eines Gemeinde- § 2. (1) Ein Ersatzansprud1 (§ 1 Abs. 1) be­
verbandes, einer Gemeinde, eines Trägers der steht nimt, wenn der Remtsträ~er den Smaden 
Sozialversimerung oder einer sonstigen Körper- durdl Rednsmittel od.er durm eine Besmwerde 
sduft oder Anstalt des öffentlimen Rechts _ an den Ver~assungsgenmtshof oder an den Ver­
im folgenden Rechtsträger g.enannt _ handeln, walt~l1Jgsgen~1tshof oder durch ~.onst eine ge­
haften, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes I se.~zhm. begrundete Maßnahme hatte abwenden 
bestimmt, . nam den Bestimmungen des bürger- 'I' konnen. 
lichen Remts für den Sduden am Vermögen, (2) Von einem Organ kann kein Ersatz wegen 
den sie dem Rechtsträ~er, aLs dessen Organ sie I: einer Handlung begehrt werden, die auf einer 
gehandelt haben, in Vollziehung der Gesetze entsmuldbar,en Fehlleistung beruht oder auf 
durm ein smuldhaftes und rem.rswidriges Ver- I Weisung (Auftrag, Befehl) eines Vorgesetzten 
halten unmittelbar zugefügt haben (Artikel 23 ! erfolgt ist, es sei denn, das Organ hätte die 

'I. 
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Weisung eines oft,enbar unzuständigen Vorge- I zunächst zur Anerkennung des Ansprudlcs 
setzten befolgt oder in Befolgung der Weisung I schriftlich aufzufordern. Steht das Organ zum 
gegen strafgesetzliche Vorsdlriften verstoßen. Rechtsträg,er in einem Verrechnungsverhältnis, 

(3) Aus einem Erkenntnis des Verfassungsge- so kann mit dies.er Aufforderung eine Aufrech­
ridltshofes, des Obersten Gerichtshofes oder des nungserklärung gemäß § 6 Abs. 1 verbunden 
Verwaltungs,gerichtshofes kann elU Ersatzan- werden. Kommt dem Rechtsträger binnen drei 
spruch 11imt abgeleitet werden. Monaten nach Zustellung der Aufforderung zur 

Anerkennung des Ersatzanspruches an das Organ 
eine ErkLärung über sein Begehren nicht zu, 
wird der Ersatz ,innerhalb dieser Frist ganz oder 
zum Teil verweigert oder wird der Aufrech­
nungserklärung fristgerecht (§ 6 Abs. 1) wider­
sprochen, so kann der Rechtsträger den Ersatz­
anspruch durch Kla'ge gegen das Organ geltend 
machen. Enthält die fristgerecht abgegebene Er~ 
klärung des haftpflichtigen Organs lediglich den 
Widerspruch gegen die Aufrechnungserklärung, 
so kann der Ersatzansprum f'rühestens nam Ab­
lauf von ,drei Monaten ab Zustellung der Auf­
forderung Zur Anerkennung gerichtlich geltend 
gemacht werden. 

§ 3. (1) Beruht die Schädigung, derentwegen 
das Organ zur Ersatzleistung herangezogen wird, 
auf einem minderen Grad des Versehens, so 
kann das Gericht am Gründen der Billigkeit 
den Ersatz mäßigen oder mit Rücksicht auf die 
besonderen Umstände ganz erlassen. 

(2) Auf d~e Ausübung der dem Gericht nach 
Ahs. 1 eing,eräumten Befugnis sind die Bestim­
mungen des § 2 Abs. 1 des Dienstnehmerhaft­
pflichtgesetzes, BGBL Nr. 80/1965, sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 4. Gründet sich der Ersatzanspruch auf eine 
von einem Kollegialorgan beschlossene Entschei­
dung oder Verfügung, so haften nur die Stimm­
führer, die für diese EllItscheidung oder Ver­
fügung gestimmt haben. Beruht jedoch die Ent­
scheidung oder Verfügung auf einer unvoll­
ständigen oder unrichtigen Darst,ellung des Sach­
verhaltes durch den Berid]terstatter, so haften 
auch die Stimmführer, die dafür gestimmt haben, 
nicht, es ~ei denn, sie hätten die pflichtgemäße 
Sorgfalt grobfahrlässig außer acht gelassen. 

§ 5. Ersatzansprüche nach § 1 Abs. 1 ver­
jähren in drei Jahren nach Ablauf des Tages, an 
dem ,der Schaden dem Remtsträger bekanntge­
worden ist, keinesfalls aber vor einem Jahr nach 
Eintritt der Rechtskraft einer redltsverletzenden 
Entscheidung oder Verfügung. Ist dem Remts­
träger der Schaden nicht bekanntgeworden oder 
ist der Schaden aus einem Verbrechen entstan­
den, so verjährt der Ersatzanspruch erst nach 
zehn Jahren nam der Entstehung des Schadens. 

§ 6. (1) Die Aufrechnung von Ansprüchen des 
Rechtsträgers nam diesem Bundesgesetz gegen 
Ansprüche auf Geldleistungen, die dem Haft­
pHichtigen au& seiner Eigensdlaft als Organ des 
Rechtsträgers diesem gegenüber zustehen, ist nur 
zulässig, wenn innerhalb von zwei Wochen ab 
ZusteUUnig eine,r schriftlichen Aufrechnungser­
klärung dieser vom Organ nicht widersprodlen 
wird. Die Aufrechnungserklärung hat eine Be­
lehrung über das Widerspruchsrecht zu enthal­
ten. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für die Aufredtnung auf 
Grund einer rechtskräftigen gerichtlichen Ent­
scheidung. 

H. ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 7. Der Redltsträger hat das Organ, gegen 
das er den Ersatzanspruch geltend machen will, 

§ 8. (1) Zur Entscheidung über Rech;tsstreitig­
keiten, die Ersatzansprüch,e im Sinne des § 1 
Abs. 1 betreffen, ist in erster Instanz das mit 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit in bürger­
lich,en Rechtssachen betraute Landesgericht, in 
dessen Sp.rengel die Rechtsverletzung begangen 
wurde, ausschJießlich zuständig. Ist die örtliche 
Zuständigkeit im Inland danach nimt begründet, 
so ist das Landesgeridlt für Zivilrechtssadlen 
Wien zuständ1g. 

(2) Für den Anwendungsbereich dieses Bun­
desgesetzes erstredit sich der Sprengel des Lan­
desgerichtes auf das Bundesland, in dem sich das 
Landesgericht befindet. Wurde die Redltsver­
lctzung in Wien oder in Niederösterreidl be­
gangen, so ist das Landesgerimt für Zivikechts­
sachen Wien zuständ~g. 

(3) Die Gerichtsbarkeit wird ohne Rüd\.sicht 
auf den Wert des Streitgegenstandes durm 
Senate ausg.eübt. 

(4) Wird der Ersatzanspruch aus einer Ve'r­
fügung des. Präsidenten eines Landesgerichtes 
oder eines Oberbndesgerichtes oder aus einem 
kollegialen Beschluß eines dieser Gerichtshöfe ab­
geleitet, die nach den Bestimmungen dieses Bun­
des gesetzes unmittelbar oder im Instanzenzuge 
zuständig wären, so ist vom übergeordneten 
Gerimt unter Bedachtnahme auf die Grundsitze 
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis ein anderes Gericht gleicher 
Gattung zur Verhandlung und Entscheidung der 
Rechtssache zu bestimmen. 

§ 9. (1) Ist die Entscheidung des Rechtsstreites 
von der Frage der Rechtswidrigkeit des Beschei­
des einer Verwaltu!1lgsbehörde abhängig, über 
die noch kein Erkenntnis des Verfassungs.ge­
richtshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes 
vorliegt, und hält das Gericht den Bescheid für 
rechtswidrig, so hat es, sofern die Klage nicht 
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gemäß § 2 abzuweisen ist, das Verfahren zu 
unterbrechen und beim Verwaltungs gerichtshof 
mit Beschwerde (Antrag) nach Artikel 131 
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 die Feststellung der Rechts­
widrigkeit des Bescheides zU begehren. Nach 
Einlangen des Erkenntnisses des Verwaltungs­
gerichtshofes hat das Gericht das Verfahren fort­
zusetzen und den Rechtsstreit unter Bindung an 
die Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichts­
hofes zu entscheiden. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht, 
wenn der Bescheid in einer Angelegenheit er­
lassen wurde, Clie nadl Artikel 133 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
von der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts­
hofes ausgeschlossen ist. 

(3) Die im Artikel 89 Abs. 2 bio 4 des Bundes­
Verfassungsgesetzes festgelegten VerpfJi.chtun­
gen der Gerichte bleiben unberührt. 

§ 10. (1) Wenn das Ergebnis eines eingeleite­
ten Disziplinarverfahrens für die Entsdleidu:ng 
des Rechtsstreites voramssichtlich von Einfluß ist, 
kann das Gericht, soweit dies im Interesse der 
Verminderung des Verfahrens aufwandes gelegen 
ist, selbst vor der für die mündliche Verhand­
lung bestimmten Tagsatzung auf Antug oder 
von Amts wegen das Verfahren bis zur Beendi­
gungdes Disziplinarverfahrens unterbrechen. 

(2) Liegt dem Ersatzanspruch eine Rechtsver·­
letzung zugrunde, die bereits Gegenstand einer 
Anklage gemäß den Artikeln 142 und 143 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes ist, so hat das Ge­
richt das Verfahren bis zur Fällung des Erkennt­
nisses des VerfassungsgeridlitShofes zu unter­
brechen. Das Gericht ist an das Erkenntnis des 
Verfassungsgerid1tshofes ebenso wi~ an ein son­
stiges rechtskräftiges verurteilendes Erkenntnis 
eines Strafgerichtes über das Verschulden eines 
Organs gebunden (§ 268 der ZPO.). 

§ 11. (1) Im Verfahren nach diesem Bundes­
gesetz sind weder das Organ noch die als Zeugen 
oder Samverständige zu vernehmenden Personen 
zur Wahrung des Amtsgeheimnisses verpflichtet. 

(2) Die öffentlichkeit der Verhandlung ist: auf 
Arutra.g einer Partei auch dann auszuschließen 
(§ 172 ZPO.), wenn1;atsachen erörtert oder be­
wiesen werden müssen, die sonst durch das 
Amtsgeheimnis gedeckt wären. 

(3) Das Gericht hat überdies den anwesenden 
Personen auf Antrag einer Partei die Geheim­
haltung von Tatsachen, die sonst durch das 
Amtsgeheimnis gedeckt wären, zur Pflicht zu 
machen. Dieser Beschluß ist im Verhandlungs­
protokoll zu beurkunden. Die Verletzung der 

Pflidlt zur Geheimhaltung ist ebenso zu be­
strafen wie eine gesetzwidrige Verlautbarung 
(§ 309 des Strafgesetzes). 

§ 12. Die Bestimmungen dieses Abschnittes 
finden auch Anwendung, wenn der Ersatzan­
spmch des Reentsträgers gegen den Namlaß oder 
die Erben eines Organs geltend gemacht wird. 

IlI. ABSCHNITT 

Smluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit· 
1. Jänner 1968 in Kraft. 

(2) Mit .dem im Abs. 1 gena.nntcn Zeitpunkt 
treten, soweit sich aus § 14 nicht anderes ergibt, 
die mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
im Widerspruch stehenden Rechtsvorschriften 
außer Kraft. Insbesondere verlieren damit die 
folgenden Rechtsvorschriften, soweit sie nodl in 
Geltung stehen, ihre Wirksamkeit: 

das Patent vom 16. Jänner 1786, JGS. Nr. 516, 

das Hofdekret vom 66. März 1789, JGS. Nt. 984, 

das Hofkammerdekret vom 1. Dezember 1834, 
JGS. Nr. 2675, 

die §§ 90 bis 98 der Dienstordnung für die der 
UI. Sektion des Handelsministeriums unter­
geordneten Beamten vom 16. Dezember 1852, 
Z!. 2649, VdgE!. Nr. 100, 

§ 156 des Gesetzes über das gerichtliche Verfah­
ren in Rechtsangelegenheiten außer Streit­
sadlen, RGE!. Nr. 208/1854, 

Artikel XXXVIII des Gesetzes vom 1. August 
1895, RGBl. Nr. 112, betreffend die Einfüh­
rung des Gesetzes über das gerichtliche Ver­
fahren in bürgerlichen . Rechtsstreitigkeiten 
(Zivilprozeßordnung), . 

§ 89 Abs. 2 der Dienstpragmatik, RGBl. 
Nr. 15/1914, 

§ 97 Abs. 2 der Lehrerdienstpragmatik, RGB!. 
Nr. 319/1917 und 

§ 2 Abs .. 2 der Vollzugsanweisung vom 2. März 
1919, StGBl. Nr. 161. 

(3) Die Bestimmung des § 23 Abs. 5 des Ge­
haltsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, 
bleibt durch dieses Bundesgesetz unberührt. 

§ 14. Dieses Bundesgesetz ist nur auf Rechts­
verletzungen anzuwenden, die nach dem 31. De­
zember 1967 begangen wurden. Für Ersatzan­
sprüche aus RechltSverletzungen, die vorher be­
gangen wurden, gelten die bisherigen Rechtsyor­
schriften. 

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes ist die Bundesregierung betraut. 
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